
6 – 2019 Deutsche Polizei  1

LANDESJOURNAL
Mitgliederbefragungen „Polizeiclient“ und „Marode Dienststellen“

„Vielen Dank, dass Ihr Euch diesem 
Thema annehmt“ oder „vielen lieben 
Dank, für die Möglichkeit, sich auch 
mal Luft zu machen“: Unsere Aufrufe, 
uns Erfahrungen mit dem „Polizeicli-
ent“ zu schildern und Beispiele dafür 
zu schicken, wie marode manche 
Dienststellen sind, sind von Euch sehr 
gut angenommen worden. Wir danken 
für die Rückmeldungen und für Euer 
Vertrauen, das Ihr in uns als Gewerk-
schaft setzt. Somit können wir als 
Landesvorstand gemeinsam mit dem 
PHPR den Handlungsbedarf viel 
besser und konkreter formulieren. 

Tatsächlich überwiegen bei den 
Rückmeldungen zum Polizeiclient die 
negativen Schilderungen. Es gibt je-
doch auch Aspekte, die als positiv 
empfunden werden: zum Beispiel 
werden Hardware und insbesondere 
die großen Bildschirme gelobt, aber 
auch die Windows-Oberfläche, die 
Microsoft-Produkte und die Vielfalt 
an Programmen. „Auf dem Kommis-
sariat leben alle nun in derselben IT-
Welt“, wird in einer Zuschrift gelobt. 
Andererseits aber wird von einer ho-
hen Störanfälligkeit berichtet und die 
„IT-technische Vereinheitlichung der 
gesamten Polizei in Niedersachsen“ 
als „eigentlich nicht möglich“ einge-
stuft, da viele Bereiche unterschiedli-
che Anforderungen und Aufgaben 
hätten. 

Fast ausnahmslos wurden die erfor-
derlichen Konfigurationen bei erstmali-
ger Nutzung eines Rechners kritisiert. 
Die persönlichen Profileinstellungen 
würden nicht zentral gespeichert. Viel-
mehr gilt es, immer wieder E-Mail-Ein-
gänge, Desktop-Verknüpfungen, Sym-
bolleisten und Lesezeichen im Inter- wie 
auch Intranet neu einzurichten. Gerade 
Kolleginnen und Kollegen, die in un-
terschiedlichen Dienststellen oder an 
verschiedenen PCs arbeiten, haben das 
als „zeitraubend und nervig“ beschrie-
ben: „Anwendungen, mit denen man 
sonst arbeitet, muss man lange suchen 
oder man kann gar nicht damit arbei-
ten“. 

Nicht alles schlecht, ABER ...
Probleme scheint es insbesondere 

mit den polizeispezifischen Anwendun-
gen zu geben, weshalb der PoC als „da-
für ungeeignet“ eingestuft wird. Ge-
nannt wurden hier Nivadis und Speech 
Exec, aber unter anderem auch das Pro-
blem, dass es keine Verknüpfung mit 
dem Einsatzleitsystem gäbe. Der Ein-
satzleitrechner bringt dabei noch eine 
weitere Besonderheit mit: Nur der letzte 
Anmelder kann den Stromsparmodus 
aufheben, beziehungsweise den Rech-
ner entsperren. Ist der aber gerade nicht 
im Raum, und es werden dringend Da-
ten benötigt, muss sich jemand anderes 
anmelden. Das kostet Zeit - unter Um-
ständen wertvolle Zeit. Ein Funktions-
account einzurichten, sei nicht möglich, 
hieß es dazu. 

Grundsätzliche Kritik gab es auch in 
Bezug auf Personal, Kosten und die 
IT.N. Die Stellenstreichungen, die die 
GdP von Beginn an kritisiert hat, und 
die Zentralisierung des Supports hätten 
zum Beispiel dazu geführt, dass „der 
Service, der zumindest auf PI-Ebene 
funktionierte, nicht mehr gegeben ist“. 
Beklagt werden auch hohe Gebühren 
für Service oder Miete von Hardware. 
Das schränke bei Sondereinsätzen oder 
für zeitweise eingerichtete Teams die 
Flexibilität und Effizienz ein. Zudem 
seien Problemlösungen oft sehr lang-
wierig oder Handlungsempfehlungen 
gar erfolglos. Es gab aber auch Lob: Die 
IT.N-Beschäftigten seien immer sehr 
freundlich, kompetent und bemüht. 

Marode Dienststellen: Extremer 
Handlungsbedarf

Auch in Bezug auf den Sanierungs-
stau in Euren Dienststellen habt Ihr uns 
umfassend informiert. Viele Bilder 
sprechen dabei für sich. Auch hier gilt: 
Nicht alles ist schlecht. Einige Dienst-
stellen wurden bereits saniert, neu ge-
baut oder angemietet. Es geht aber um 
die vielen Unzulänglichkeiten. Das 
staatliche Baumanagement, der Fi-
nanzminister und die Landesregierung 
sind hier gefragt, wenn es um bessere 
Dienststellen, um Arbeitsschutz und 
Wertschätzung geht. Eine Übersicht 
mit dem „Worst of ...“ findet Ihr auf Sei-
te 5 in diesem LandesJournal. Betroffen 
sind den Schilderungen zufolge vor al-
lem die Sanitärbereiche. Die schlimms-
te Beschreibung besagte, dass „Fäkali-
en-Suppe durch die Geschossdecke 
tropft und an den Wänden herunter-
läuft.“ Es wird von Legionellen-Belas-
tung ebenso berichtet wie von einer 
Asbestbelastung in Büroräumen, wes-
halb es untersagt ist, Reißzwecken in 
die Wände zu drücken, gleichzeitig 
Bohrlöcher aber offengeblieben sind – 
die die Kollegen eigenständig mit Tesa-
film zugeklebt haben. Mit Panzertape 
wird in anderen Dienststellen versucht, 
der Zugluft, die im Winter durch die 
undichten Fenster hineindringt, Herr 
zu werden. Gegen eindringendes Was-
ser, wie bei Starkregenereignissen, 
müssen die Mülleimer als Auffangbe-
cken herhalten. Mancherorts wird es 
gefährlich: zum Beispiel hat sich ein-
mal ein Fenster komplett verabschiedet 
und ist aus dem zweiten Stock herun-
tergefallen. In Garagen lösen sich Be-
ton- oder Putzteile und fallen auf die 
Einsatzwagen. 

Die Ergebnisse veröffentlichen wir - 
auch ausführlich auf unserer Home-
page. Wir nutzen sie, um (erneut und 
immer wieder) auf die Missstände auf-
merksam zu machen und wir präsen-
tieren sie Ende Mai ebenso wie die Er-
gebnisse aus der PoC-Umfrage in der 
Landespressekonferenz den nieder-
sächsischen Medien. 

 Dietmar Schilff, Landesvorsitzender,
Martin Hellweg, 

stellv. Landesvorsitzender und Vorsitzen-
der des PHPR

Kein schönes Bild, aber beispielhaft für den 
Zustand einiger niedersächsischer Polizei-
liegenschaften. �F oto: GdP
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Redaktionsschluss:
Zuschriften bitte an die u. g. Anschrift 

der Redaktion – möglichst per E-Mail 
oder Datenträger – für die übernächste 
Ausgabe 8/2019 bis zum 30. Juni 2019.

Hinweise:
Das LandesJournal versteht sich nicht 

nur als Informationsquelle, sondern auch 
als Kommunikationsforum für die nieder-
sächsischen Kolleginnen und Kollegen. 
Zuschriften sind daher ausdrücklich er-
wünscht. Die Redaktion behält sich jedoch 
vor, Leserbriefe gekürzt zu veröffentli-
chen. Für unverlangt eingesandte Manu-
skripte oder Fotos übernehmen wir keine 
Gewähr für Veröffentlichung oder Rück-
sendung. Namentlich gekennzeichnete 
Artikel stellen nicht in jedem Fall die Mei-
nung der Redaktion dar.� Die Redaktion

Nun ist es endlich im Landtag 
verabschiedet worden: das neue 
niedersächsische Polizei- und 
Ordnungsbehördengesetz (NPOG). 
Nach jahrelanger Debatte, die die 
GdP intensiv begleitet hat, be-
kommt die Polizei eine überarbei-
tete, den Entwicklungen in Gesell-
schaft und Kriminalität 
angepasste Arbeitsgrundlage. 

Bereits Mitte 2016 nahm die GdP 
ausführlich Stellung zu dem geplan-
ten Gesetz. Dabei wurde die rechtli-
che Voraussetzung für die Einfüh-
rung von Body-Cams ausdrücklich 
begrüßt. Angesichts zunehmender 
Gewalt gegen Polizistinnen und Po-
lizisten wird dadurch eine langjähri-
ge Forderung der GdP erfüllt. Hier 
soll im Herbst dieses Jahres nach 
Beschlussfassung und Inkrafttreten 
noch einmal nachgebessert werden, 
um auch das „Pre-Recording“ auf 
den Stand der Rechtsprechung zu 
bringen. 

Ebenfalls von Beginn hat die GdP 
betont, dass die Polizei per Gesetz 
alle Möglichkeiten zur Bekämpfung 
von Terrorismus, Extremismus, or-
ganisierter und schwerster Krimina-
lität eingeräumt bekommen müsse, 
um so zum Beispiel auch auf die zu-
nehmende Digitalisierung und sich 
dadurch verändernde Kriminalitäts-
formen reagieren zu können. Klare 
gesetzliche Regelungen, wie Mel-
deauflagen, Aufenthaltsvorgaben, 
Kontaktverbote sowie für den Ein-
satz elektronischer Fußfesseln und 
von offener Videoüberwachung öf-
fentlich zugänglicher Räume wer-
den seitens der GdP als zielführend 
erachtet – immer mit dem Verweis, 
dass sie mit den Vorgaben zum Da-
tenschutz vereinbar und verfas-
sungskonform sein müssen.

Mit dem Bruch der rot-grünen 
Mehrheit in Niedersachsen und der 
vorgezogenen Neuwahl 2017 wurde 
das Gefahrenabwehrgesetz jedoch 
erst einmal auf Eis gelegt. Die neue 
Koalition aus SPD und CDU machte 
es aber sogleich zu ihrer Priorität 
und wollte es eigentlich noch im 
Jahr 2018 verabschieden, was wie-
derum von der GdP begrüßt wurde. 
Verzögerungen gab es jedoch unter 
anderem durch Proteste und Beden-

ken, vor allem von Datenschützern. 
Es wurde heftig über den Balance-
akt diskutiert, wie einerseits die Si-
cherheit zu gewährleisten ist und 
gleichzeitig die Freiheits- und Bür-
gerrechte nicht über die Maße stra-
paziert werden. Die GdP hat sich 
hierbei auf vielen Ebenen einge-
bracht, der Landesvorsitzende Diet-
mar Schilff war gefragter Interview- 
und Diskussionspartner – zum 
Beispiel auch am Rande der Aus-
schusssitzungen und der abschlie-
ßenden Landtagsdebatte. Er hat da-
bei immer wieder dazu aufgerufen, 
sachlich zu bleiben und weniger po-
pulistisch zu argumentieren.

Auch in der Politik und in den po-
litischen Gremien hat die GdP die 
NPOG-Debatte mitgestaltet und das 
Thema in Gesprächen immer wieder 
mit auf die Tagesordnung gesetzt. 
Eine vielleicht zunächst nicht so 
auffällige, aber dennoch wichtige 
Änderung, auf die die GdP hinge-
wirkt hat, spiegelt sich im Namen 
wider: Die Ordnungsbehörden sind 
darin auch wieder erwähnt. Dass sie 
ebenfalls in der Verantwortung für 
die öffentliche Ordnung stehen, 
sollte auch nach außen hin sichtbar 
sein. Nach der Abstimmung im 
Landtag am 14.05.2019 bekommt 
Niedersachsen ein klares, modernes 
und rechtssicheres Gefahrenab-
wehrgesetz und das immer wieder 
überarbeitete niedersächsische Ge-
setz über die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung (Nds. SOG) von 2005 
wurde grundlegend novelliert. �Red.

Das NPOG auf der Zielgeraden
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Auf Druck der Gewerkschaft der 
Polizei hat die Politik in den letzten 
Jahren endlich mehr Stellen für den 
Polizeivollzug und auch für dringend 
benötigte Fachkräfte bereitgestellt. 
Bei der Ausstattung regiert allerdings 
weiterhin der Rotstift. 

Auch in den aktuellen Haushaltsver-
handlungen wird wieder die schwarze 
Null vorgeschoben, um die Probleme 
eines jahrelangen Investitionsstaus bei 
der Polizei in der öffentlichen Debatte 
wegzureden. So fehlt es bei der rasant 
fortschreitenden Digitalisierung bei-
spielsweise vor allem an Investitionen in 
leistungsfähige IT – und zwar nicht nur 
bei der Finanzierung des „Polizei- 
client“, sondern vor allem auch bei drin-
gend benötigten neuen Technologien 
für den Umgang mit den immer wichti-
geren digitalen Beweismitteln. Bei 
Sachverhalten mit Gefährdern, in OK- 
oder Wirtschaftsverfahren und Verfah-
ren von Cybercrime, überall in Deutsch-
land versinkt die Polizei in der Datenflut. 
Mit menschlicher Arbeitskraft allein ist 
sie längst nicht mehr in der Lage, die 
Beweise aus den Datenmassen heraus-
zufiltern.

Das Sandkorn in der Wüste

Die Polizei hat es inzwischen über-
wiegend mit unstrukturierten Massen-
daten zu tun, zum Beispiel auf Handys, 
Festplatten, Videoaufzeichnungen, Funk- 
zellen oder in Fahrzeugen. Damit die 
Ermittler relevante Spuren überhaupt 
noch finden können, benötigen sie drin-
gend neue Technologien. Als Folge der 
Zunahme von Massenspeichern und 
neuen Technologien wie Verschlüsse-
lung wurden die Ermittlungsbehörden 
in den vergangenen Jahren mit digita-
len Beweismitteln regelrecht geflutet. 
Allein das forensisch untersuchte Brut-
to-Datenvolumen der IT-Beweissiche-
rung in der Polizei Niedersachsen steigt 
seit Jahren kontinuierlich auf inzwi-
schen mehr 4.500 Terabyte an.

Rechnet man beispielsweise die in 
nur einem Ermittlungsverfahren ange-
fallenen über 200 Terabyte Daten in Pa-
pier um, so ergeben sich etwa 100 Milli-
arden Seiten! Eine hypothetische 
Lesezeit, wenn alle Beschäftigten der 
Polizei Niedersachsen parallel läsen, 
betrüge mehrere Jahrzehnte. Damit 
wird klar: es geht hier nicht einmal mehr 

Das LKA Niedersachsen führt seit 2016 ein Projekt mit neuen Technologien für unterschied-
liche Datenströme. Die Haushaltsmittel für die erforderliche IT-Umgebung wurden allerdings 
bislang nicht bereitgestellt. �G rafik: Oliver Stock

Digitalisierung

Von der Überholspur auf den Standstreifen
um die sprichwörtliche „Nadel im Heu-
haufen“, sondern eher um das Auffin-
den des „entscheidenden Sandkorns“ 
in der Wüste. Mit anderen Worten: Die 
Polizei weiß nicht mehr, welche Beweise 
sie hat, weil ihr die notwendigen techni-
schen Systeme fehlen.

„Going Dark“  
aufgrund von Masse

Während anderswo bereits moderne 
IT-Systeme zum Durchsuchen von Bild- 
und Textdaten eingesetzt werden, dro-
hen Polizei und Justizbehörden unver-
hältnismäßig lange Auswertezeiten. 
Allein die Problematik der Datenmen-
gen zu kinderpornografischen Verfah-
ren verdeutlicht, dass Analysen durch 
Personaleinsatz und technische Stan-
dardinstrumente allein nicht mehr zu 

lösen sind. Aktuell führen die Mitarbei-
ter und Mitarbeiterinnen in Niedersach-
sen einen aussichtslosen Kampf gegen 
Massendaten bei Text- und Videore-
cherchen, Geotracking und immer häu-
figer auch unleserlichen Daten aus In-
ternetprotokollen etc. Die fehlenden 
Möglichkeiten werden sich zunehmend 
auch in Verfahren von terroristischen 
Gefährdern, bei Anschlägen oder in 
Umfangsverfahren der OK, Wirtschaft 
oder Cybercrime auswirken.

Von der Überholspur 
auf den Standstreifen – 
Kein Geld für den Motor

Im Landeskriminalamt wurde im 
Jahr 2016 das erste Projekt zur Moder-
nisierung der polizeilichen Analyse 
gestartet. In Form der agilen Zusam-
menarbeit mit IT-Spezialisten in den 
niedersächsischen Polizeibehörden 
werden dort Wege für den Aufbau ei-
nes neuen Analyse–Service-Verbun-
des bereitet. Damals mit dem Prototyp 
bundesweit noch auf der Überholspur, 
musste die niedersächsische Polizei 
inzwischen wegen fehlender Motor-
ausstattung auf den Standstreifen 
wechseln. Die langfristigen Folgen 
fehlender Investitionen in diesen Teil 
der Sicherheitspolitik haben bereits 
spürbare Auswirkungen.

Der niedersächsische Innenminis-
ter Boris Pistorius hat deshalb in der 
Vergangenheit auch mehrfach auf die 
Notwendigkeit der Einrichtung und 

finanziellen Ausstattung dieses Ana-
lyse-Service-Verbundes hingewie-
sen, um auf die Herausforderungen 
der Digitalisierung in der Sicherheits-
arbeit angemessen reagieren zu kön-
nen.

Fazit

Es ist daher erforderlich, dass die 
Politik in der anstehenden Haushalts
klausur die dringend benötigten zu
sätzlichen Haushaltsmittel im Sach
haushalt der Polizei für dieses und 
andere Vorhaben dauerhaft bereit-
stellt.

Oliver Stock
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Marode Liegenschaften

Eure Zitate und Fotos
Im LandesJournal 3/2019 haben 

wir Euch um Zusendung von Bildern 
und Eindrücken aus den Dienststel-
len des Landes gebeten. Wie schon 
auf Seite 1 berichtet, waren viele 
von Euch für die Gelegenheit dank-
bar. Das zeigte sich für uns nicht zu-
letzt an der Fülle von Zusendungen. 
Hier findet Ihr eine Auswahl von Zi-
taten und Bildern.� Red. 
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Aus den Kreis- und Bezirksgruppen

Am 23. April 2019 hat in Braun-
schweig der alljährliche „runde 
Tisch“ der Bezirksgruppe mit den 
aus der Region stammenden 
Abgeordneten des niedersächsi-
schen Landtags stattgefunden.

Auf Einladung der kommissari-
schen BG-Vorstizenden Martina Woj-
na nahmen die MdL Susanne Schütz 
(FDP), Christoph Bratmann (SPD), 
Oliver Schatta (CDU) – alle aus 
Braunschweig, sowie Tobias Heil-
mann (SPD) aus Gifhorn und Frank 
Oesterhelweg (CDU) aus Wolfenbüt-
tel teil. Alle anderen eingeladenen 
MdL hatten sich im Vorfeld aus ter-
minlichen Gründen abgemeldet.

Elke Gündner-Ede, stell. GdP-Lan-
desvorsitzende, begrüßte die Anwe-
senden und übergab das Wort zu-
nächst an den Landesvorsitzenden 
Dietmar Schilff, der einen „bunten 
Themenstrauß“ präsentierte. 

Es folgte eine rege Diskussion zum 
Thema mangelnde Wertschätzung 

Runder Tisch 
mit Landtagsabgeordneten der Region

gegenüber der 
Polizei und ihren 
Beschäftigten so-
wie über das im-
m e r w ä h r e n d e 
Problem der Per-
sonalknappheit in 
allen Bereichen.

Detlef Ruppelt 
führte eindring-
lich die besonde-
ren Probleme der 
P o l i z e i v e r w a l -
t u n g s b e a m t e n 
unter anderem 
auch hinsichtlich fehlender Stellen 
und damit fehlender Beförderungs-
möglichkeiten aus. 

Von Kornelia Wysocki und Martina 
Wojna wurde auf die derzeitigen 
Schwierigkeiten im Tarifbereich hin-
gewiesen. Aufgrund der Abgabever-
pflichtungen von Stellen in diesem 
Bereich, von mangelnden beruflichen 
Weiterentwicklungsmöglichkeiten 
und eines steigenden Arbeitsaufkom-
mens ist es immer schwieriger, quali-

fiziertes Personal zu halten und zu 
bekommen. Andere Verwaltungen 
bieten wesentlich bessere Konditio-
nen, was derzeit zu starken Abwan-
derungstendenzen führt. Hier besteht 
dringender Handlungsbedarf. 

Alles in Allem war es eine gelunge-
ne Veranstaltung, in der in lockerer 
Runde die wichtigsten Probleme der 
Polizei angesprochen und durch die 
MdL aufgenommen werden konnten.

Martina Wojna

Die Teilnehmenden des runden Tisches der GdP Braunschweig. �
Foto: Martina Wojna

Insgesamt 6.000 Menschen demonstrieren 
im Dezember 1998 in Hannover gegen das 
geplante Haushaltsbegleitgesetz. Die 
Kolleginnen und Kollegen machen ihren 
Unmut auf zahlreichen Transparenten 
deutlich.�  Foto: Archiv GdP

Was bewegte Kreis- und Bezirks-
gruppen vor zehn Jahren? Und 
welche Probleme waren schon vor 
40 Jahren Gesprächsthema? Gehen 
Sie mit mir auf Zeitreise und blicken 
Sie zurück auf 70 Jahre GdP – denn 
in diesem Jahr steht unser Jubiläum 
an. Im zweiten Teil der Reihe 

GdP vor 20 Jahren

1999 – ohne Heilfürsorge ins neue Jahrtausend
blicken wir 20 Jahre zurück in das 
Jahr 1999.

Auch vor 20 Jahren sorgte eine De-
monstration zum Jahresauftakt für 
Aufsehen: noch im Dezember 1998 
hatten sich über 6.000 Beschäftigte 
von Polizei und Feuerwehr in Hanno-
ver versammelt, um gegen den Ent-
wurf des „Haushaltsbegleitgesetzes“ 
der SPD-Landesregierung zu de-
monstrieren. Allen Protesten zum 
Trotz wurde mit dem Gesetz die Ab-
schaffung der freien Heilfürsorge Re-
alität und ein Eigenkostenanteil an 
der Heilfürsorge in Höhe von 1,3 Pro-
zent eingeführt. Diese Zahl hat im 
Übrigen bis heute Bestand.

Im Februar veranstaltete die Be-
zirksgruppe Bereitschaftspolizei Ol-
denburg mit Gästen aus der SPD-
Landesregierung die sogenannten 
BePo-Gespräche. Unter anderem 
wurde sich kritisch mit Castor-Trans-
porten und den aufgrund der radioak-

tiven Strahlung bestehenden Risiken 
für Polizeibeamtinnen und -beamte 
auseinandergesetzt. In diesem Zu-
sammenhang wurde schon damals 
die Herbeiführung eines gesellschaft-
lichen Energiekonsens gefordert.

Ebenfalls im Februar konnte der 
heutige Polizeipräsident der PD Göt-
tingen, Uwe Lührig, im Rahmen des 
Wintergrillens in der Liegenschaft 
Hann. Münden überzeugen. Der 
Hobby-Discjockey sorgte laut Bericht 
im LandesJournal 4/99 „mit seiner 
fliegenden Disco mal fetzig, mal ge-
fühlvoll für die richtige musikalische 
Untermalung“.� Philipp Mantke

Haben Sie interessante Ge-
schichten oder Fotos aus der Histo-
rie der GdP Niedersachsen, die wir 
in den Medien der GdP veröffentli-
chen dürfen? Wir freuen uns über 
Ihre Zusendung an redaktion@
gdpniedersachsen.de.
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Für einen engeren Austausch aller 
aktiven Kreisgruppenmitglieder 
hatte der Vorstand der KG Göttingen 
für den 4. April 2019 einen Aktions-
tag geplant. Diesem Aufruf waren 17 
aktive Kolleginnen und Kollegen aus 
verschiedensten Dienstbereichen 
gefolgt.

Sie trafen sich nachmittags vor der 
LaserSports-Halle in Göttingen. Nach 
einer kurzen Einweisung in die Gerä-
te, Spiel- und Verhaltensregeln starte-
te auch schon die erste Runde. Dazu 
wurden insgesamt drei Teams gebil-
det, die 15 Minuten lang ihre takti-
schen Fähigkeiten unter Beweis stel-
len konnten. Jedes Team hatte eine 
andere Farbe auf seiner Weste.

Die LaserSports-Halle ist für die 
Spiele abgedunkelt, sodass die vielen 
aufgestellten Mauern ein gutes Ver-
steck boten. Nur die eigenen Westen 
leuchteten. Durch geschicktes Agie-
ren in der Dunkelheit und Teamab-
sprachen konnten viele „Treffer“ in 
den gegnerischen Teams erzielt wer-
den. Sobald ein gegnerisches Team-
mitglied getroffen wurde, konnte die-

Die Mitglieder der Kreisgruppe Göttingen beim Lasertag. 
Foto: Stephi Lindner

Aus den Kreis- und Bezirksgruppen

Lasersport in der KG Göttingen
ses für fünf 
Sekunden nicht 
mehr am Spiel 
teilnehmen.

Jeder Treffer 
wurde in Punkte 
umgerechnet, die 
in eine Team- aber 
auch Einzelwer-
tung mündeten. 
Bonuspunkte und 
PowerUps, wie 
zum Beispiel Un-
b e s i e g b a r k e i t 
oder Unsichtbar-
keit, konnten 
durch das Ab-
schießen diverser 
LED-Ziele, die an 
den Wänden angebracht waren, er-
reicht werden. Schon nach dem ersten 
Spiel war die Begeisterung aller Kolle-
ginnen und Kollegen zu spüren.

In einer kurzen „Verschnaufpause“, 
die auch dringend benötigt wurde, 
wurde hitzig über Taktik und Spiele-
modus diskutiert. Danach ging es auch 
schon in die zweite Runde, in der die 
Teams durchgetauscht wurden. Im 
dritten und leider auch schon letzten 

Spieldurchgang wurde nochmal ein 
anderer Modus gespielt, in dem auch 
die Westen nicht mehr leuchteten.

Nach zwei Stunden waren die Spie-
le beendet. Der Tag war ein voller Er-
folg und bereitete allen Teilnehmen-
den viel Spaß. Eine Wiederholung 
wurde ausdrücklich gewünscht.

Stephi Lindner,
Vorsitzende KG Göttingen

Gruppenfoto der GdP-Senioren.
Foto: Günther Oppermann

Am 4. März 2019 haben 16 
interessierte Kollegen der Senioren-
gruppe der BG Hannover an einer 
Führung durch die Ausstellung „Polizei 
in der Weimarer Republik – Freund, 
Helfer, Straßenkämpfer“ sowie einer 
anschließenden Führung durch das 
historische Dienstgebäude der 
Polizeidirektion Hannover teilge- 
nommen.

Die Ausstellung ist eine durch die Po-
lizeihistoriker Dr. Götting, Barbara 
Riegger und deren Mitarbeitern des 
Polizeimuseums zusammengestellte 
Sammlung originaler Exponate. So wird 
beispielsweise anhand von Akten, Pub-
likationen, Uniformen und Ausrüs-
tungsgegenständen plakativ die Polizei 
in Deutschland und deren Entwicklung 
und Wirken vom Zusammenbruch des 
deutschen Kaiserreiches 1918 bis zur 
gewaltsamen Ablösung durch die Nati-

GdP-Senioren besuchen Ausstellung

onalsozialisten 1933 eindrucksvoll ge-
schildert.

Diese Exponate bilden den wesentli-
chen Teil einer Wanderausstellung, die 
im Oktober 2018 im Niedersächsischen 
Landtag eröffnet wurde und derzeit in 
den niedersächsischen Polizeidirektio-
nen Halt macht.

In bewährter Aufgabenteilung ha-
ben Helmut Heidecke und Günther 
Oppermann die Veranstaltung geplant 
und durchgeführt.

Ergänzt wurde die informative Ver-
anstaltung mit der Führung durch das 
historische Dienstgebäude einschließ-
lich des Polizeigewahrsams der Poli-
zeidirektion Hannover. Hierbei wurde 
auf die Erstellungsgeschichte, bauli-
che und architektonische Besonderhei-
ten und unter anderem auf kriegsbe-
dingte Beschädigungen und deren 
behelfsmäßige Reparatur eingegan-
gen. Die diensthabenden Kolleginnen 
und Kollegen der aufgesuchten Berei-
che haben die Führung kompetent un-
terstützt.

Den Abschluss dieser informativen 
Veranstaltung bildete ein gemeinsames 
Kaffee-/Kuchenbüfett, bei dem die ver-
mittelten Informationen in angeregter 
Runde nochmals besprochen wurden.

Helmut Heidecke, Günther Oppermann
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POK aus Bremen sucht  
Tauschpartner aus Niedersachsen. 

Kontakt:  
andre.meins@polizei.bremen.de

Anzeige

www.vdp-polizei.de

Wir brauchen dich!

Der VDP – der Verlag deiner Gewerkschaft – sucht Kollegen,
die neben Beruf oder Ruhestand Zeit und Lust für eine gut
bezahlte Tätigkeit als freiberuflicher Anzeigenverkäufer in
Niedersachsen haben.

Hilf uns, unsere Präventions- und Festschriften für die GdP
in Niedersachsen zu bewerben und herauszubringen.
Nähere Informationen erhältst du unter www.vdp-polizei.de.
Oder ruf uns an unter Telefon 0211 7104-183 (Antje Kleuker).

Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit mit dir!

Forststraße 3a, 40721 Hilden
Telefon 0211 7104-183, Frau Antje Kleuker
antje.kleuker@vdp-polizei.de

Anzeige

Die Gewerkschaft der Polizei – 
Landesbezirk Niedersachsen – 

trauert um folgende verstorbenen 
Kollegen:

Ammermann, Gerhard 
28. 10. 1941 

Krs.-Gr. Polizeiakademie  
Hann. Münden

Brandenburger, Günter 
13. 1. 1929 

Krs.-Gr. Bepo Braunschweig
Schiebe, Petra, 13. 8. 1943 

Krs.-Gr. ZPD Hannover
Schirmer, Jürgen, 3. 12. 1936  

Krs.-Gr. Oldenburg Land

Wir werden ihr Andenken 
in Ehren halten 

nachrufe

Hans Schrimpf
Am 20. April 2019 verstarb Hans 

Schrimpf, langjähriges Mitglied im 
GsV und im PHPR, im Alter von  
80 Jahren. Die GdP Niedersachsen 
verliert mit ihm einen engagierten, 
liebenswerten Kollegen und Weg-
gefährten.

Hans Schrimpf trat 1958 in die GdP 
ein und ist vielen aus seiner früheren 
Tätigkeit als Bezirkspersonalratsvorsit-
zender Lüneburg, im Polizeihauptper-
sonalrat in Hannover oder auch noch 
aus der Station Horneburg bekannt. 
Ebenso hat er sich sehr aktiv in die GdP 
eingebracht. 1988 wurde er zum Lan-
deschriftführer gewählt und übernahm 
1993 das Amt erneut. Auch nach seiner 
Pensionierung als KHK im Jahr 1998 
beteiligte sich Hans Schrimpf weiterhin 
aktiv an der Gewerkschaftsarbeit. Er 
blieb seiner GdP-Kreisgruppe Stade 
treu und nahm bis vor einigen Jahren 
an deren Veranstaltungen teil.

Die GdP Niedersachsen wird Hans 
Schrimpf ein ehrendes Andenken be-
wahren.� Red.

Nachruf

Über sechs stolze Jahrzehnte  
hat der nunmehr schon seit gut  
20 Jahren im Ruhestand befindliche 
ehemalige Innendienstleiter der 
Polizei Holzminden die „Treue“ zu 
seiner Gewerkschaft der Polizei 
gehalten.

Dieses nicht alltägliche Jubiläum 
nahm der Seniorensprecher im Vor-
stand der GdP-Kreisgruppe Holzmin-
den, August-Wilhelm Winsmann, 
zum Anlass, den Jubilar und Polizei-
hauptkommissar a. D. Hugo Röder 
entsprechend zu würdigen und zu eh-
ren. Im Rahmen des monatlichen 
Pensionärstreffens überreichte Wins-
mann die Urkunde und Goldene Eh-
rennadel der Gewerkschaft der Poli-
zei. Darüber hinaus würdigte er das 
stets loyale und gewissenhafte, grad-
linige Wirken zu seiner aktiven Zeit 
für die Polizei Holzminden sowie  die 
jahrzehntelange, ehrenamtliche Un-
terstützung anderer Pensionäre in 

Hugo Röder – 60 Jahre GdP Niedersachsen

„Beihilfefragen“ und seine lange Tä-
tigkeit als sein Vorgänger als Senio-
rensprecher innerhalb der GdP-Kreis-
gruppe Holzminden.

August-Wilhelm Winsmann

August-Wilhelm Winsmann, Seniorenspre-
cher der KG Holzminden, übergibt nach der 
Würdigung des Jubilars Hugo Röder Urkunde 
und Ehrennadel. �F oto: Dieter Heilmann


